
schließlich bei den Erstwählern sowie bei
den seit 2003 Verstorbenen circa 130 000
Stimmen. Dies sind 630 000 Stimmen bei
insgesamt 820 000 Stimmen Verlust für 
diese Partei. Allein diese Zahlen belegen,
dass in Bayern keine tektonischen Ver-
schiebungen im Rechts-links-Schema er-
folgt sind, sondern innerhalb eines als bür-
gerlich charakterisierbaren Lagers. Dies
lässt den Schluss zu, dass die Abwande-
rung aus dem Wählerreservoir der CSU in
erster Linie ein Protest gegen die Politik und
die Selbstdarstellung der Partei in der ab-
gelaufenen Legislaturperiode war und kein
Votum für eine prinzipiell andere Politik in
Bayern. Fragt man, in welchen Bevölke-
rungsgruppen die CSU überdurchschnitt-
liche Verluste hinnehmen musste, trifft 
man auf ein Gemisch aus soziokulturellen
Segmenten: Es waren insbesondere Dorf-
bewohner, selbstständige Mittelständler,
Jungwähler, kleine Leute und Arbeiter. Bei
den Landwirten verlor die CSU 39 Prozent,
bei den Arbeitern 24 Prozent, bei den Selbst-
ständigen 22 Prozent und bei den 18- bis 24-
Jährigen 25 Prozent. Lediglich der relativ
geringe Verlust von nur neun Prozent bei
den über 60-Jährigen verhinderte eine noch
höhere Niederlage. Alle Altersgruppen un-
ter sechzig Jahren haben die CSU mit we-
niger als vierzig Prozent gewählt. (Alle An-
gaben laut der Wahltagsbefragung, der
Wahlanalyse und der Nachwahlbefragung
von Infratest/dimap.)

Regionale Einbußen
Auch regional betrachtet, sind die Ein-
bußen der CSU beträchtlich. Hatte sie 

Die Überschriften und Kommentare nach
der Landtagswahl in Bayern vom 28. Sep-
tember benutzten vielfach ein drama-
tisches Vokabular: Waterloo, politisches
Erdbeben, Ende einer Staatspartei, Tsu-
nami. In der Tat ist der Verlust der CSU
von 17,3 Prozent ein Absturz, den die-
selbe CSU mit 24,9 Prozent Verlust nur
bei den Wahlen 1950 übertroffen hatte.
Und dennoch wäre es fahrlässig, auf eine
Partei, die 43,4 Prozent der Stimmen er-
halten hat und der nur zwei Mandate an
der absoluten Mehrheit fehlen, mit ver-
frühten Nachrufen den politischen Abge-
sang anzustimmen.

Abwanderung aus Protest
Nicht dass die CSU sich von den 62,1 Pro-
zent des Jahres 2003 entfernte, war die ei-
gentliche Überraschung, sondern dass sie
die absolute Mehrheit – sei es der Stim-
men oder der Mandate – verfehlte. Sie 
hat sich offensichtlich bei der Wahl am 28.
September nicht mehr auf eine politisch-
kulturelle Hegemonie in Bayern stützen
können. Der fünfzig Jahre währende My-
thos der CSU als selbstverständlicher Re-
präsentantin eines eigenständig-erfolg-
reichen Bayerns hatte seine Strahlkraft
verloren. 

Eine Analyse der Bayern-Wahl kann
nicht bei dieser allgemeinen Feststellung
stehen bleiben. Wer hat nicht mehr für 
die CSU gestimmt und warum? Die CSU
verlor am 28. September besonders an 
vier Gruppen: an die Freien Wähler cir-
ca 190 000, an die FDP circa 180 000, an 
die Nichtwählerschaft circa 130 000 und
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2003 noch in allen sieben Bezirken abso-
lute Mehrheiten erzielt, so gelang dies
2008 in keinem mehr. Überdurchschnitt-
lich schlecht schnitt sie mit 20,9 Prozent
Verlusten in Oberbayern, mit 19,4 Prozent
in Niederbayern und 18,1 Prozent in 
der Oberpfalz ab. Aber auch in Franken
musste sie Verluste zwischen 11,7 Prozent
und 14,5 Prozent hinnehmen, in Schwa-
ben 16,8 Prozent. Stellt man schließlich die
Frage, welche Themen zu welchem Zeit-
punkt die Wähler bewegt haben, so erge-
ben sich auch hier deutliche Anhalts-
punkte. Bei der Bayernwahl entschie-
den sich vier von zehn Urnengängern
während der letzten Tage vor der Wahl
oder am Wahlsonntag. Die Anhänger der
Freien Wähler haben sich zu über fünfzig
Prozent erst wenige Tage vor der Wahl 
in ihrer Entscheidung festgelegt, die 
Wähler der FDP zu 44 Prozent. Bei der 
CSU waren dies lediglich 36 Prozent, wäh-
rend 38 Prozent sich längerfristig fest-
gelegt hatten. In diesen Zahlen zeigt sich,
dass der Wahlkampf der CSU nicht über-
zeugend auf die hin- und hergerissenen
ehemaligen CSU-Wähler einzugehen ver-
mochte.

Entscheidende Wahlmotive
Bei den ausschlaggebenden Motiven für
die Wahlentscheidung sind erhebliche
Unterschiede zwischen den Wahlen 2003
und 2008 festzustellen. Das Thema Wirt-
schaft verlor elf Punkte gegenüber 2003,
das Thema Schule/Bildung zog mit sie-
ben Punkten an. Die drei am häufigsten
genannten Themen waren Wirtschaft mit
32 Prozent, Gerechtigkeit mit 26 Prozent
und Arbeitsmarkt sowie Bildung mit 19
Prozent. 2003 war der Spitzenkandidat
für 36 Prozent der CSU-Wähler wahlent-
scheidend, 2008 waren es nur noch 21 Pro-
zent; die Kompetenz der CSU war wahl-
motivierend für 35 Prozent (minus 3 Pro-
zent zu 2003); die Loyalität zur CSU war
für 32 Prozent ausschlaggebend (plus 12
Prozent zu 2003). Die kontroversen The-

men Bildung und soziale Gerechtigkeit
hatten 2008 viel Gewicht bei der Wahlent-
scheidung gegenüber den 2003 dominie-
renden Themen Wirtschaft und Zugkraft
des Spitzenkandidaten gewonnen. Die
Loyalität in der CSU-Klientel hatte 2008
eine besondere Bedeutung. So konnten
immerhin noch 43,4 Prozent erreicht wer-
den.

Was aber stand hinter diesen soziokul-
turell nachweisbaren Wahlverlusten der
CSU, sodass eine auch 2003 bis 2008 un-
gewöhnlich erfolgreiche Regierung abge-
wählt wurde? Vier Punkte scheinen für
eine Erklärung brauchbar zu sein. 

Der CSU und der bayerischen Staats-
regierung ist es nicht mehr gelungen, „nä-
her am Menschen“ zu sein und so zu han-
deln. Besonders die kleinen Leute fühlten
sich nicht mehr mitgenommen, nicht
mehr in symbolischen Handlungsfeldern
durch Partei und Regierung repräsen-
tiert. Es wurde von oben durchregiert in
durchaus bester Absicht, dem Volk Gutes
zu tun, ohne dass das Volk dies für sich als
gut wahrnahm. Beispiele sind das juris-
tisch bis zur verfassungsgerichtlichen Be-
lobigung durchkonstruierte Nichtrau-
chergesetz und die Verkürzung der Gym-
nasialzeit (G8). Es hat Konsequenzen,
wenn ein Teil der Bevölkerung unter dem
stillen Beifall des größeren Teils Protest
gegen einen Eingriff in die liberalitas
bavariae durch die Umwandlung von
Kneipen in Raucherclubs praktiziert. Es
führt zu politischer Unruhe, die Verkür-
zung der Gymnasialzeit von neun auf
acht Jahre bis zur Wahl 2003 abzulehnen,
um sie dann von heute auf morgen in
einer Art Oktroi durchzusetzen. Viele
ehemalige CSU-Wähler haben 2008 die
von ihnen so empfundene Arroganz der
Macht in der abgelaufenen Legislaturpe-
riode abgestraft. Daran konnte auch die
halbherzige Korrektur nach dem Putsch
von Wildbad Kreuth nichts ändern. 

Dem neuen Führungsduo Huber/
Beckstein ist es nicht gelungen, sich als

Seite 58 Nr. 468 · November 2008

Klaus Gotto



repräsentativ für ein starkes Bayern zu
profilieren. Im Gegenteil, die CSU selbst
hat mitgeholfen, die vernichtende Parole
„Die können es nicht“ als Unterströmung
des Wahlkampfs zu verbreiten. Die Auf-
forderung des Slogans auf einem Wahl-
plakat der Grünen an Huber und Beck-
stein „Geht mit Gott – aber geht!“ traf auf
latente Zustimmung.

Mangel an Stärke
Die nicht erfolgte Repräsentanz Bayerns
durch die Führung wurde verstärkt
durch Ereignisse, die zur Vorstellung ei-
nes starken Bayerns nicht passten. Hierzu
gehörten insbesondere die Turbulenzen
bei der Bayerischen Landesbank, die
Farce um die Magnetschwebebahn zwi-
schen Münchner Flughafen und Bahnhof
sowie die Auseinandersetzungen mit der
Schwesterpartei CDU über die Wieder-

einführung der Kilometerpauschale und
die Ankündigung von steuerlichen Ent-
lastungen. Es war strategisch falsch, dass
die CDU in diesen Punkten  Dissens mit
der CSU herausstellte, statt in der Zielset-
zung Konsens zu betonen. 

Der CSU gelang es nicht, 2007/2008
eine übergreifende Idee von Bayern und
Bayerns Zukunft zu entwickeln. Der
Anspruch, Bayern zu einer der fünf am
besten aufgestellten Regionen in der
Welt zu machen, klang eher theoretisch
und halbherzig. Das Fehlen einer über-
greifenden Idee für Bayerns Zukunft
förderte die Artikulation von Partikular-
interessen besonders bei Bauern, Beam-
ten und Mittelstand. Es förderte auch
das aufkommende Gegeneinander der
Regionen. Man sprach nicht mehr über
den erreichten und künftigen Spitzen-
platz Bayerns in Deutschland und Eu-
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Doch ist die Niederlage primär als Denkzettel und nicht als politische Kehrtwende zu verstehen:
SPD und Linkspartei konnten insgesamt nicht profitieren.
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ropa, sondern über Milch, G8, Mittel-
standsbedrückung durch die Große 
Koalition in Berlin, die regionalen Ver-
säumnisse und Übervorteilungen, also
über kleinteilige Themen. Diese Themen
wurden aber besser und überzeugender
von den Freien Wählern und der FDP
bedient.

Nicht zuletzt mag die Dynamik der
Mediengesellschaft auch in Bayern ihre
Wirkung gehabt haben. Der skandalisie-
rende Medienhype zeigte Wirkung so-
wohl in der Frage, mit wie viel Bier man
noch Auto fahren könne, als auch in 
der Frage, ob Frau Beckstein auf dem
Münchener Oktoberfest ein Dirndl tragen
müsse; er war aber auch wirksam in der
Insinuation des zu klein geratenen Lang-
weilers an der Spitze. Eine verunsicherte
Gesellschaft lässt sich gern durch solche
Art öffentlicher Kommunikation legiti-
mieren, Spitzenpersonal moralisch zu be-
urteilen, um es so besser austauschen zu
können. Dies begünstigt Protestpartei-
en beziehungsweise Parteien, die Protest
aufsaugen, gegenüber Volksparteien und
gibt Spitzenpersonal mit weniger ausge-
prägtem politischen Charisma wenig
Chancen.

Krise der Volksparteien
Ist das Ergebnis der CSU in Bayern symp-
tomatisch für die Krise der Volkspar-
teien? Ist es ein Zeichen dafür, dass die
Auflösung traditionellen Milieus, das
Verdunsten der Volkskirchen und die
neue gesellschaftliche Unübersichtlich-
keit und Buntheit auch und zuletzt in
Bayern angekommen sind? 

Einiges spricht dafür, dass die Krise
der Volksparteien nunmehr auch die CSU
erreicht hat. Hatten CSU und SPD 2003
noch über 80 Prozent aller Stimmen ge-
wonnen, waren es 2008 nur noch 62 Pro-
zent. Im Bayerischen Landtag sitzt nun-
mehr mit den Freien Wählern eine Partei
jenseits der CSU, zusätzlich sind FDP und
Grüne stabilisiert und gestärkt. Bei einer

Nachwahlbefragung hielten 72 Prozent
der Befragten den Ausgang der Wahl gut
für die Entwicklung Bayerns, auch eine
Mehrheit der CSU-Anhänger war mit 54
Prozent dieser Meinung. Die eher vergan-
genheitsorientierten Wähler über 60 Jahre
blieben der CSU im Wesentlichen treu,
die jungen, mitten im Leben stehenden
und gut ausgebildeten Wähler liefen zu
über 20 Prozent weg.

Denkzettel statt Kehrtwende
Einiges spricht allerdings auch dafür, dass
die CSU ihren Rang als bayerische Volks-
und Staatspartei wiedererlangen kann.
Die Wähler waren offensichtlich in erster
Linie an einem Denkzettel interessiert und
nicht an einer politischen Kehrtwende.
Dafür spricht, dass SPD und Linkspartei
von der Schwäche der CSU nicht profitie-
ren konnten und dass es zur Regierung un-
ter Führung der CSU keine Alternative
gibt. Die Wähler könnten daher die Bot-
schaft „Wir haben verstanden“, die von
der CSU ausgehen muss, in Zukunft sehr
wohl honorieren. Die schon häufig unter
Beweis gestellte Verwurzelung und Rege-
nerationskraft der CSU sind auch nach der
Niederlage 2008 vorhanden. 

Allerdings zeigt die Bayern-Wahl sehr
ernsthafte Warnzeichen. Ohne eine CSU,
die im nächsten Jahr bei der Europa- und
bei der Bundestagswahl wieder erstarkt,
wird es in Deutschland keine bürgerliche
Mehrheit geben. Ohne eine zukunftsge-
richtete Perspektive sind Wahlen für eine
Volkspartei nicht erfolgreich zu bestehen.
Ohne Einbindung und Rücksicht auf die
Stammwähler reicht der volatile Anteil
der Unionsklientel für einen Führungs-
anspruch nicht aus. Ohne einen deutlich
herausgestellten Zusammenklang zwi-
schen der Führung einer Volkspartei und
ihrem programmatischen Erscheinungs-
bild, ohne ein Identitätsgefühl zwischen
Führung und Partei ist die Gefahr groß,
dass bei einer konkreten Wahlentschei-
dung die Partei auf der Strecke bleibt.
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